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TE OGH 1975/9/10 8Ob181/75
 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 10.09.1975

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht durch den Senatspräsidenten des Obersten Gerichtshofes Dr. Hager

als Vorsitzenden und durch die Hofräte des Obersten Gerichtshofes Dr. Fedra, Dr. Benisch, Dr. Thoma und Dr. Kralik

als Richter in der Rechtssache der klagenden Partei B*, kaufmännischer Angestellter, *, vertreten durch Dr. Wolfgang

Lindinger, Rechtsanwalt in Linz, wider die beklagten Parteien 1) Verband der Versicherungsunternehmungen

Österreichs, *, und 2) D*, Kraftfahrer, *, BRD, beide vertreten durch Dr. Robert Eichmann, Rechtsanwalt in Linz, wegen

S 11.526,28 samt Anhang, infolge Revision der beklagten Parteien gegen das Urteil des Landesgerichtes Linz als

Berufungsgerichtes vom 23. April 1975, GZ. 13 R 137/75-23, womit infolge Berufung der klagenden Partei und der

beklagten Parteien das Urteil des Bezirksgerichtes Linz vom 18. November 1974 (unrichtig: 18. Oktober 1974),

GZ. 9 C 1888/73-17, teilweise abgeändert wurde, in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

Spruch

Der Revision wird nicht Folge gegeben.

Die Beklagten haben die Kosten ihres Rechtsmittels selbst zu tragen.

Text

Entscheidungsgründe:

Am 26. März 1973 ereignete sich in L* auf der Kreuzung H*straße-L*straße-F*straße ein Verkehrsunfall, an welchem

der Kläger als Lenker und Halter des VW 1303, pol. KZ *, sowie der Zweitbeklagte als Lenker des bei der

Erstbeklagten,der C*-Nationalversicherungs-AG in K*, haftpHichtversicherten LKWs Mercedes Benz mit dem

behördlichen Kennzeichen * beteiligt waren.

Der Kläger begehrte von den Beklagten den Ersatz seines Unfallschadens in der behaupteten Höhe von S 12.526,28

samt Anhang, und zwar Reparaturkosten S 7.171,10, Wertminderung S 4.000,--, Mietwagenkosten S 1.188,--,

Kreditspesen S 167,18. Den Zweitbeklagten treIe das Alleinverschulden an dem Unfall, weil er vorschriftswidrig von

der rechten Fahrspur der H*straße aus nach links mit einer Schwenkung um rund 160 Grad eingebogen sei und dabei

den ordnungsgemäß zum Linksabbiegen eingeordneten PKW des Klägers gestreift habe.

Die Beklagten haben die Ansprüche bestritten und eingewendet, daß den Kläger das Alleinverschulden treIe, weil er

infolge Unaufmerksamkeit den ordnungsgemäß links einbiegenden LKW-Zug hinten angefahren habe.

Das Erstgericht hat – ausgehend von einer Verschuldensaufteilung im Verhältnis von 2 : 1 zu Lasten der

Beklagten – dem Kläger S 7.684,19 samt Anhang zuerkannt und dessen Mehrbegehren von S 4.842,-- samt Anhang

abgewiesen.

Es traf über den Unfallshergang im wesentlichen folgende Feststellungen:

Am 26. März 1973, gegen 13 Uhr, fuhr der Kläger mit seinem PKW, Marke VW-Käfer 1303, Modell 1973, in L* auf der
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H*straße in Richtung L*straße mit zirka 40 bis 45 km/h; er fuhr zunächst hinter dem vom Zweitbeklagten gelenkten

LKW-Zug, der eine Gesamtlänge von 16,60 m hat.

Die H*straße ist vor der Kreuzung mit der L*straße in die sie rechtwinkelig einmündet, durch eine Verkehrsinsel in zwei

Fahrbahnen geteilt, die als Einbahnen gekennzeichnet sind. Die Einbahn in Fahrtrichtung der Streitteile ist 7 m breit

und umfaßt zwei Fahrstreifen. In dieselbe Kreuzung mündet im Winkel von 20 Grad – in Fahrtrichtung der beiden

Streitteile – die F*straße in die L*straße ein.

Die FahrbahnHäche im Kreuzungsbereich besteht zum Teil aus KleinsteinpHaster, zum Teil aus Asphalt, ist annähernd

niveaugleich und zwar zur Unfallszeit trocken. Knapp vor Beginn dieser Insel – zirka 30 bis 40 m vor der

Kreuzung – reihte sich der LKW-Zug auf den oberwähnten rechten Fahrstreifen ein und verlangsamte seine

Geschwindigkeit bis knapp vor der Kreuzung auf zirka 15 bis 20 km/h. Der Kläger lenkte nun seinen VW auf den linken

Fahrstreifen neben der Insel und holte den LKW-Zug allmählich ein. Als er sich auf der Höhe des Anhängers befand,

merkte er, daß der Zugwagen des LKW links blinkte. Der Kläger war der Meinung, daß der LKW nach links in die

L*straße einbiegen werde, was er selbst ebenfalls beabsichtigte. Als er bis zum vorderen Ende dieser Insel gekommen

war, merkte er, daß der LKW-Zug nicht in die L*straße im Winkel von 90 Grad nach links abbog, sondern weiter in die

F*straße, wobei der LKW einen Winkel von 160 Grad beschreiben mußte. Der Kläger hielt seinen PKW sofort an und

kam zirka 1 1/2 m jenseits des Endpunktes der Insel zum Stillstand. Der nun immer näher an den PKW des Klägers

herankommende Anhänger des LKWs erfaßte mit der mittleren Bordwandscharniere die rechte Ausnehmung des PKW-

Schwenkfensters und riß den Türrahmen und den Holm ein. Ein weiterer Teil des Anhängers verursachte noch eine

Delle und Kratzer am rechten vorderen KotHügel des PKWs. Als der Kläger sah, daß der LKW-Anhänger immer näher an

sein Fahrzeug herankam, konnte er von seiner Anhaltestellung aus nicht nach rückwärts fahren, da bereits andere

Fahrzeuge hinter ihm standen.

Der Verkehr der L*straße ist gegenüber jenem aus der H*straße bevorrangt. Ein die Einbiegemanöver hindernder

Verkehr war zur Unfallszeit in der L*straße nicht vorhanden.

Der Zweitbeklagte hatte den LKW-Zug auf den rechten, statt auf den linken Fahrstreifen eingereiht, um das große

Linksabbiegemanöver „sicher“ durchführen zu können. Hätte er den LKW-Zug auf der linken Fahrspur eingereiht, wäre

ein Linksabbiegen in die F*straße nur dann möglich gewesen, wenn an der NO-Seite der F*straße keine Fahrzeuge

abgestellt gewesen wären. (Ob solche abgestellt waren oder nicht, wurde nicht festgestellt). Durch die großen

Außenspiegel des LKWs hätte der Zweitbeklagte den links neben sich beOndlichen Verkehr in jeder Phase des

Abbiegemanövers beobachten können. Der Zweitbeklagte hat vom Unfall nichts bemerkt und auch sein Beifahrer

nicht; beide wurden erst aufmerksam, als der Kläger 200 bis 300 m weiter den LKW-Zug stellig machte. Dabei stellte

der Kläger auch erstmals fest, daß es sich um ein Fahrzeug mit ausländischem Kennzeichen handelt. Der Zweitbeklagte

wohnt in der BRD. Bei der Aussprache zwischen dem Kläger und dem Zweitbeklagten sagte letzterer, daß er vor dem

Abbiegen links neben sich den PKW des Klägers nicht gesehen habe. Auch erklärte er, den Unfall verschuldet zu haben,

weil er den PKW des Klägers „geschnitten“ habe. Zu dem Wendemanöver des LKW-Zuges war es deshalb gekommen,

weil der Zweitbeklagte schon zirka 500 bis 600 m vor der Unfallstelle bemerkt hatte, daß er sich „verfahren“ hatte und

schon früher hätte nach links abbiegen müssen.

In seiner rechtlichen Beurteilung lastete das Erstgericht beiden Unfallsbeteiligten Aufmerksamkeitsfehler an, wobei

jener des Zweitbeklagten schwerer wiege, weil dieser angesichts seiner außergewöhnlichen Fahrweise zu besonderer

Sorgfalt verpHichtet gewesen wäre, während dem Kläger nur vorgeworfen werden könne, daß er einer unklaren

Verkehrssituation angesichts eines LKW-Zuges mit ausländischem Kennzeichen, was mangelnde Ortskenntnis des

Lenkers hätte vermuten lassen, zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt habe. So gelangte das Erstgericht zu einer

Verschuldensaufteilung im Verhältnis von 2 : 1 zu Lasten der Beklagten.

Hinsichtlich der Reparaturkosten ging das Erstgericht davon aus, daß die vorgelegte Reparaturrechnung nur durch den

Unfall hervorgerufene Schäden umfasse und der dort ausgewiesene Betrag angemessen sei. Während der dreitägigen

Reparaturdauer mietete der Kläger nach den Feststellungen des Erstgerichtes ein Ersatzfahrzeug an, mit dem er

186 km zurücklegte und wofür er einen Betrag von S 1.188,-- zahlen mußte. Die Berücksichtigung einer Eigenersparnis

lehnte das Erstgericht im Hinblick auf die kurzzeitige Anmietung und die geringe Zahl der gefahrenen Kilometer ab.

Unter Bedachtnahme auf die Unfallsschäden, das Baujahr des PKWs, den Kilometerstand und im Hinblick auf einen



Vorschaden (Austausch eines KotHügels um S 2.000,--) ermittelte das Erstgericht die Wertminderung nicht mit dem

angesprochenen Betrag von S 4.000,--, sondern lediglich mit S 3.000,--. Die vom Kläger im Zusammenhang mit der

Schadensbehebung aufgelaufenen Kreditspesen stellte das Erstgericht in der begehrten Höhe fest.

Das Berufungsgericht gab der Berufung der Beklagten nicht, jener des Klägers jedoch teilweise Folge. Es

änderte – ausgehend vom Alleinverschulden des Zweitbeklagten – das Ersturteil dahin ab, daß es dem Kläger

insgesamt S 11.526,28 samt Anhang zuerkannte, und das Mehrbegehren von S 1.000,-- (restliche Wertminderung) –

unangefochten – abwies.

Das Berufungsgericht übernahm die erstrichterlichen Feststellungen als Ergebnis eines mängelfreien Verfahrens und

richtiger Beweiswürdigung. Es stellte hinsichtlich der Blinkerbetätigung am LKW-Zug fest, daß sich der in der Endphase

vor dem Unfall schneller fahrende Kläger bereits auf der Höhe des LKW-Anhängers befand, als dessen linkes Blinklicht

erstmals auf leuchtete.

Zur Rechtsfrage führte das Berufungsgericht insbesondere aus, daß der Zweitbeklagte das Risiko für die von ihm

gewählte ungewöhnliche und geradezu gefährliche Fahrweise trage, weshalb er besondere Aufmerksamkeit hätte

anwenden und sich ständig im Rückspiegel davon überzeugen müssen, ob der von ihm zu kreuzende linke Fahrstreifen

frei sei. Der Zweitbeklagte habe jedoch jene Sorgfalt und Aufmerksamkeit außer Acht gelassen, die die von ihm

heraufbeschworene, in vielfacher Hinsicht außergewöhnliche und gefährliche Verkehrssituation von ihm gefordert

hätte. Um gegenüber seinem schwerwiegenden Verschulden überhaupt zu einem veranschlagbaren Mitverschulden

des Klägers zu kommen, müßte auf dessen Seite schon mehr hinzutreten als der Vorwurf, dem ausländischen

Kennzeichen des LKW-Zuges zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt zu haben. Eine verspätete Beobachtung des

Blinklichtes am LKW sei dem Kläger nicht anzulasten. Zu einem vorsorglichen Hupsignal sei er nicht verpHichtet

gewesen. Auch nach der Betätigung des Blinklichtes habe der Kläger nicht annehmen müssen, daß der LKW-Zug seinen

Fahrstreifen überqueren werde. Die Gefahr der Verkehrssituation habe für den Kläger erst in dem Augenblick

oIenkundig werden müssen, als der LKW-Zug den Fahrstreifen des Klägers zu überqueren begann und der Kläger

wegen des Kolonnenstaus hinter ihm nicht zurückfahren konnte. In diesem Zeitpunkt habe eine unfallsverhütende

Abwehrreaktion nicht mehr erfolgen können.

Das Berufungsgericht billigte die Beurteilung der einzelnen Schadenersatzansprüche durch das Erstgericht. Einen

Abzug für Eigenersparnis lehnte das Berufungsgericht aus der Erwägung ab, daß die geringfügige Eigenersparnis durch

die mit der Anmietung verbundenen Kosten des Klägers ausgeglichen sei.

Gegen dieses Urteil richtet sich die Revision der Beklagten aus dem Anfechtungsgrund des § 503 Z. 4 ZPO mit dem

Antrag, es im Sinne der gänzlichen Klagsabweisung abzuändern oder aufzuheben und die Sache an das

Berufungsgericht zur neuerlichen Verhandlung und Entscheidung zurückzuverweisen.Gegen dieses Urteil richtet sich

die Revision der Beklagten aus dem Anfechtungsgrund des Paragraph 503, ZiIer 4, ZPO mit dem Antrag, es im Sinne

der gänzlichen Klagsabweisung abzuändern oder aufzuheben und die Sache an das Berufungsgericht zur neuerlichen

Verhandlung und Entscheidung zurückzuverweisen.

Der Kläger hat sich am Revisionsverfahren nicht beteiligt.

Rechtliche Beurteilung

Die Revision ist nicht gerechtfertigt.

Die Ausführungen der Revision über die Blinkerbetätigung durch den LKW-Fahrer entfernen sich von den

Feststellungen der Vorinstanzen und sind daher in diesem Umfang unbeachtlich. Nach der der Tatsachengrundlage

zuzuordnenden Annahme des Berufungsgerichtes, deren Zustandekommen nicht bekämpft wurde, befand sich der

PKW des Klägers auf der Höhe des LKW-Anhängers, als dessen linkes Blinklicht erstmals auHeuchtete. Es kann somit

keine Rede davon sein, daß sich der LKW-Fahrer im Zeitpunkt der Blinkerbetätigung ausreichend davon überzeugt

hätte, ob das von ihm beabsichtigte Fahrmanöver ohne Gefährdung anderer Verkehrsteilnehmer möglich gewesen

wäre.

Die Revision selbst muß einräumen, daß nach der Regelung des § 12 Abs. 1 StVO der Lenker eines Fahrzeuges, der

nach links einzubiegen beabsichtigt, sich auf Einbahnstraßen auf den linken Fahrstreifen der Fahrbahn einzuordnen

hat, was der Erstbeklagte nicht tat.Die Revision selbst muß einräumen, daß nach der Regelung des Paragraph 12,
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Absatz eins, StVO der Lenker eines Fahrzeuges, der nach links einzubiegen beabsichtigt, sich auf Einbahnstraßen auf

den linken Fahrstreifen der Fahrbahn einzuordnen hat, was der Erstbeklagte nicht tat.

Entgegen den Revisionsausführungen triIt nicht den Kläger die Beweislast dafür, daß dem LKW-Lenker das von ihm

beabsichtigte Einbiegemanöver vom linken Fahrstreifen möglich gewesen wäre, sondern wäre dem Zweitbeklagten,

der die Schutznorm des § 12 Abs. 1 StVO übertreten hat, der Exkulpierungsbeweis oblegen (ZVR 1975/111 u.a.), den er

nicht erbracht hat. Verbliebene Unklarheiten im erhobenen Sachverhalt gehen in diesem Belange zu Lasten der

Beklagten. Da im vorliegenden Fall nicht feststeht, ob das vorschriftsmäßige Linkseinbiegen in die F*straße hindernde

Fahrzeuge an der nordöstlichen Seite abgestellt waren oder nicht, ist den Beklagten der Beweis mißlungen, daß das

vom Zweitbeklagten beabsichtigte Fahrmanöver vom linken Fahrstreifen der Einbahn nicht möglich gewesen wäre.

Darüber hinaus hätte der Zweitbeklagte, wie das Berufungsgericht zutreIend und in Übereinstimmung mit der

Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes dargelegt hat (ZVR 1963/2, 1971/91; 8 Ob 5/74 u.a.), ein derart

ungewöhnliches und unfallsträchtiges Fahrmanöver, wie es das Linkseinbiegen eines LKW-Zuges vom rechten

Fahrstreifen einer mehrspurigen Fahrbahn aus um 160 Grad im Kreuzungsbereich dreier Straßen darstellt, nur mit

besonderer Aufmerksamkeit und Rücksichtnahme auf die den linken Fahrstreifen richtig benutzenden

Verkehrsteilnehmer vornehmen dürfen. Wenn der Zweitbeklagte das Auto des Klägers unter den festgestellten

Verhältnissen weder vor noch nach dem Unfall bemerkte, sondern erst durch den Kläger 200 bis 300 m nach der

Unfallsstelle stellig gemacht werden mußte, dann hat er den ihn treIenden PHichten in schwerwiegender Weise

zuwidergehandelt.Entgegen den Revisionsausführungen triIt nicht den Kläger die Beweislast dafür, daß dem LKW-

Lenker das von ihm beabsichtigte Einbiegemanöver vom linken Fahrstreifen möglich gewesen wäre, sondern wäre

dem Zweitbeklagten, der die Schutznorm des Paragraph 12, Absatz eins, StVO übertreten hat, der Exkulpierungsbeweis

oblegen (ZVR 1975/111 u.a.), den er nicht erbracht hat. Verbliebene Unklarheiten im erhobenen Sachverhalt gehen in

diesem Belange zu Lasten der Beklagten. Da im vorliegenden Fall nicht feststeht, ob das vorschriftsmäßige

Linkseinbiegen in die F*straße hindernde Fahrzeuge an der nordöstlichen Seite abgestellt waren oder nicht, ist den

Beklagten der Beweis mißlungen, daß das vom Zweitbeklagten beabsichtigte Fahrmanöver vom linken Fahrstreifen der

Einbahn nicht möglich gewesen wäre. Darüber hinaus hätte der Zweitbeklagte, wie das Berufungsgericht zutreIend

und in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes dargelegt hat (ZVR 1963/2, 1971/91;

8 Ob 5/74 u.a.), ein derart ungewöhnliches und unfallsträchtiges Fahrmanöver, wie es das Linkseinbiegen eines LKW-

Zuges vom rechten Fahrstreifen einer mehrspurigen Fahrbahn aus um 160 Grad im Kreuzungsbereich dreier Straßen

darstellt, nur mit besonderer Aufmerksamkeit und Rücksichtnahme auf die den linken Fahrstreifen richtig

benutzenden Verkehrsteilnehmer vornehmen dürfen. Wenn der Zweitbeklagte das Auto des Klägers unter den

festgestellten Verhältnissen weder vor noch nach dem Unfall bemerkte, sondern erst durch den Kläger 200 bis 300 m

nach der Unfallsstelle stellig gemacht werden mußte, dann hat er den ihn treIenden PHichten in schwerwiegender

Weise zuwidergehandelt.

Demgegenüber ist dem Kläger ein zur Anspruchskürzung führendes Mitverschulden nicht anzulasten. Eine besondere

VerpHichtung inländischer Kraftfahrer zur Beobachtung ausländischer Kennzeichen und zur Anwendung besonderer

Aufmerksamkeit gegenüber mit solchen Kennzeichen ausgestatteten Fahrzeugen ist der österreichischen

Rechtsordnung fremd. Die hierauf basierenden Revisionsausführungen gehen daher ins Leere.

Was die Fahrweise des Klägers anlangt, so hat diese den Vorschriften über die Einordnung zum Linkseinbiegen in die

L*straße voll entsprochen. Insofern sich der PKW des Klägers schließlich links neben dem LKW-Zug des Beklagten

bewegte, stellt dies unter den festgestellten Verhältnissen – entgegen den Revisionsausführungen – nicht ein

unzulässiges Überholen, sondern ein zulässiges Nebeneinanderfahren im Sinne des § 7 Abs. 3 StVO dar. Es bestand für

den Kläger auch keinerlei VerpHichtung zur Abgabe vorsorglicher Hupzeichen. Ob unter den festgestellten Umständen

das von der Revision erwähnte „mehrspurige Einbiegen“ in die L*straße für den Zweitbeklagten zulässig gewesen wäre,

ist für die Beurteilung der Fahrweise des Klägers nicht ausschlaggebend. Keinesfalls mußte der Kläger allein aus der

Betätigung des linken Blinkers im festgestellten Zeitpunkt den Schluß ziehen, daß der LKW-Zug ohne Rücksicht auf sein

auf dem linken Fahrstreifen eingeordnetes Fahrzeug diesen überqueren werde, um in einem 160-gradigen Winkel

schräg nach links einzubiegen. Eine vom Kläger wahrzunehmende und zu beachtende Gefahrensituation bestand, wie

das Berufungsgericht zutreIend erkannt hat, erst in dem Augenblick, als der LKW-Zug in seinen Fahrstreifen

einzufahren begann. In diesem Augenblick bremste der Kläger unverzüglich und brachte seinen PKW nach den

Feststellungen ca. 1 1/2 m jenseits der die Fahrbahnen der H*straße teilenden Verkehrsinsel zum Stillstand. Dem
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Kläger kann somit weder eine unrichtige noch eine verspätete Reaktion angelastet werden. Ein Rückwärtsfahren war

für den Kläger schon durch die hinter ihm aufgestaute Kolonne ausgeschlossen, so daß auf die Frage der Zumutbarkeit

desselben nicht einzugehen ist. Wenn der Zweitbeklagte infolge seines oben dargestellten, grob verkehrswidrigen

Verhaltens dann mit seinem LKW-Zug den stehenden PKW des Klägers streifte und beschädigte, ohne auf diesen auch

nur aufmerksam zu werden, so haben die Beklagten hiefür allein einzustehen. Eine Heranziehung des Klägers zur

Mithaftung für die Unfallsfolgen nach § 11 EKHG kommt unter den festgestellten Verhältnissen nicht in Betracht.Was

die Fahrweise des Klägers anlangt, so hat diese den Vorschriften über die Einordnung zum Linkseinbiegen in die

L*straße voll entsprochen. Insofern sich der PKW des Klägers schließlich links neben dem LKW-Zug des Beklagten

bewegte, stellt dies unter den festgestellten Verhältnissen – entgegen den Revisionsausführungen – nicht ein

unzulässiges Überholen, sondern ein zulässiges Nebeneinanderfahren im Sinne des Paragraph 7, Absatz 3, StVO dar.

Es bestand für den Kläger auch keinerlei VerpHichtung zur Abgabe vorsorglicher Hupzeichen. Ob unter den

festgestellten Umständen das von der Revision erwähnte „mehrspurige Einbiegen“ in die L*straße für den

Zweitbeklagten zulässig gewesen wäre, ist für die Beurteilung der Fahrweise des Klägers nicht ausschlaggebend.

Keinesfalls mußte der Kläger allein aus der Betätigung des linken Blinkers im festgestellten Zeitpunkt den Schluß

ziehen, daß der LKW-Zug ohne Rücksicht auf sein auf dem linken Fahrstreifen eingeordnetes Fahrzeug diesen

überqueren werde, um in einem 160-gradigen Winkel schräg nach links einzubiegen. Eine vom Kläger

wahrzunehmende und zu beachtende Gefahrensituation bestand, wie das Berufungsgericht zutreIend erkannt hat,

erst in dem Augenblick, als der LKW-Zug in seinen Fahrstreifen einzufahren begann. In diesem Augenblick bremste der

Kläger unverzüglich und brachte seinen PKW nach den Feststellungen ca. 1 1/2 m jenseits der die Fahrbahnen der

H*straße teilenden Verkehrsinsel zum Stillstand. Dem Kläger kann somit weder eine unrichtige noch eine verspätete

Reaktion angelastet werden. Ein Rückwärtsfahren war für den Kläger schon durch die hinter ihm aufgestaute Kolonne

ausgeschlossen, so daß auf die Frage der Zumutbarkeit desselben nicht einzugehen ist. Wenn der Zweitbeklagte

infolge seines oben dargestellten, grob verkehrswidrigen Verhaltens dann mit seinem LKW-Zug den stehenden PKW

des Klägers streifte und beschädigte, ohne auf diesen auch nur aufmerksam zu werden, so haben die Beklagten hiefür

allein einzustehen. Eine Heranziehung des Klägers zur Mithaftung für die Unfallsfolgen nach Paragraph 11, EKHG

kommt unter den festgestellten Verhältnissen nicht in Betracht.

Zu den einzelnen Ersatzansprüchen ist anläßlich der Revision noch zu bemerken:

Die Revisionsausführungen, wonach dem Kläger der Beweis der „Angemessenheit der Reparatur bzw. der

Unfallskausalität“ nicht gelungen sei, stellen einen unzulässigen AngriI auf die Ergebnisse der Beweiswürdigung der

Vorinstanzen dar, auf den nicht einzugehen ist.

Eine Wertminderung wird – entgegen den Ausführungen der Rechtsrüge – durch das Vorhandensein eines

Vorschadens nicht ausgeschlossen. Der festgestellte geringfügige Vorschaden wurde bei der Ausmittlung der

Wertminderung ausreichend berücksichtigt. Auf der Tatsachengrundlage der Vorinstanzen ist der Zuspruch durch das

Berufungsgericht zu billigen.

Den gegen die Zuerkennung von Mietwagenkosten gerichteten Revisionsausführungen über eine vermeintliche

Verletzung der SchadensminderungspHicht durch den Kläger ist zu erwidern, daß den Schädiger hiefür die

Behauptungs- und Beweislast triIt, der die Beklagten nicht entsprochen haben. Da ein diesbezüglicher Einwand von

den Beklagten im Verfahren erster Instanz nicht erhoben wurde, ist das in diesem Belange erstattete

Revisionsvorbringen als dem Neuerungsverbot widersprechend unzulässig und unbeachtlich.

Inwieweit die Beklagten in ihrer Revision schließlich von den festgestellten Mietwagenkosten einen Abzug unter dem

Gesichtspunkt der Eigenersparnis fordern, ist ihrem Rechtsmittel nicht näher zu treten, weil sie den Betrag, um den die

festgestellten Mietwagenkosten nach ihrer Meinung zu kürzen gewesen wären, in ihrem Rechtsmittel nicht angegeben

haben, sodaß der Umfang der hieraus abgeleiteten Anfechtung und der von den Beklagten in diesem Belang

angestrebten Überprüfung durch das Rechtsmittelgericht unbestimmt geblieben ist. Dies steht einer meritorischen

Behandlung des diesbezüglichen Einwandes der Revision durch den Obersten Gerichtshof entgegen (vgl. 8 Ob 270/74,

8 Ob 21/72 u.a.).Inwieweit die Beklagten in ihrer Revision schließlich von den festgestellten Mietwagenkosten einen

Abzug unter dem Gesichtspunkt der Eigenersparnis fordern, ist ihrem Rechtsmittel nicht näher zu treten, weil sie den

Betrag, um den die festgestellten Mietwagenkosten nach ihrer Meinung zu kürzen gewesen wären, in ihrem

Rechtsmittel nicht angegeben haben, sodaß der Umfang der hieraus abgeleiteten Anfechtung und der von den

Beklagten in diesem Belang angestrebten Überprüfung durch das Rechtsmittelgericht unbestimmt geblieben ist. Dies

https://www.jusline.at/gesetz/ekhg/paragraf/11
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Justiz&GZ=8Ob270/74&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Justiz&GZ=8Ob21/72&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True


steht einer meritorischen Behandlung des diesbezüglichen Einwandes der Revision durch den Obersten Gerichtshof

entgegen vergleiche 8 Ob 270/74, 8 Ob 21/72 u.a.).

Der Revision war daher ein Erfolg zu versagen.

Die Entscheidung über die Kosten des Revisionsverfahrens beruht – mangels Beteiligung des Klägers an diesem – auf

den §§ 40 und 50 ZPO.Die Entscheidung über die Kosten des Revisionsverfahrens beruht – mangels Beteiligung des

Klägers an diesem – auf den Paragraphen 40 und 50 ZPO.
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